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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksachen 13/8011, 13/8671 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung 
(Renten reformgesetz 1999 - RRG 1999) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag lehnt den Gesetzentwurf - Drucksache 
13/8011 - ab. Er fordert die Bundesregierung auf, umgehend ei- 
nen Gesetzentwurf vorzulegen, der in einem ersten Schritt die Fi- 
nanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung und die vom 
Bundesverfassungsgericht zum 1. Juli 1998 geforderte Verbesse- 
rung der Anrechnung von Kindererziehungszeiten sichert. Hierzu 
sind erforderhch die Übernahme der versicherungsexternen, bei- 
tragsungedeckten Leistungen durch den Bund sowie die Siche- 
rung der Beitragszahlerbasis durch Bekämpfung des Mißbrauchs 
der Geringfügigkeitsgrenze und der Scheinselbständigkeit. 

Über die zur langfristigen Sicherung der Rentenversicherung er- 
forderlichen strukturellen Maßnahmen - z. B. Einbeziehung aller 
Erwerbstätigen in die Versicherungspflicht, eigenständige Alters- 
sicherung der Frau, bedarfsabhängige Soziale Grundsicherung, ri- 
sikogerechte Abgrenzung der Finanzierungslasten zwischen den 
Sozialversicherungsträgern - soll in einem weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren auf der Basis des Antrages auf Drucksache 
13/8032 entschieden werden. 


Bonn, den 8. Oktober 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

1. Der Gesetzentwurf auf Drucksache 13/8011 ist nicht geeignet, 
das beschädigte Vertrauen der jungen Generation in die ge- 
setzhche Rentenversicherung wiederherzustellen. Im Gegen- 
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teil: Die vorgeschlagenen Maßnahmen der Niveauabsenkung 
und der Aushöhlung des Schutzes vor Invahdität legen die Axt 
an die Wurzeln der Rentenversicherung. 

2. Die geplante Absenkung des Standardrentenniveaus von 70 % 
auf 64 % führt zu einer realen Senkung der Kaufkraft der Ren- 
ten. Dies wird viele Renten auch nach langjähriger Beitrags- 
zahlung auf die Höhe der Sozialhilfeschwelle oder darunter 
drücken und stellt damit die Legitimation des Systems in wei- 
ten Bereichen in Frage. Auch unter dem Gesichtspunkt der Bei- 
tragsrentabiütät ist die vorgeschlagene Niveauabsenkung eine 
schlechte Lösung. Während die aktive Generation noch mit 
ihren Beiträgen das heutige Rentenniveau finanzieren muß, 
wird sie selbst mit den gekürzten Renten auskommen müssen. 
Mit der schrittweisen Niveauabsenkung verabschiedet sich die 
gesetzhche Rentenversicherung von dem seit 1957 verfolgten 
Ziel der Lebensstandardsicherung. 

3. Der vorgeschlagene Weg der Niveauabsenkung über den Ein- 
bau eines „demographischen Faktors" in die Rentenanpas- 
sungsformel ist nicht plausibel. Die mit der Rentenreform 1992 
entwickelte Anpassungsformel, wonach die Renten der Netto- 
lohnentwicklung folgen und der Bundeszuschuß entsprechend 
der Entwicklung der Löhne und des Beitragssatzes fortge- 
schrieben wird, verteilt die auf das Rentensystem einwirken- 
den Belastungen (z. B. demographischer Wandel, Arbeitslosig- 
keit) bereits in ausgewogener Weise auf Beitragszahler, 
Rentner und den Bund als Garanten des Gesamtsystems. 

Die vorgesehene Minderung der Rentenanpassung durch zu- 
sätzhche Berücksichtigung der Lebenserwartung 65jähriger ist 
daher eine nicht gerechtfertigte einseitige Belastung der heu- 
tigen Beitragszahler, die als künftige Rentner doch auch in den 
Genuß der längeren Lebenserwartung kommen. Der „demo- 
graphische Faktor" ist die Einführung eines Prinzips nach dem 
Motto „15 Jahre Rente reichen aus". Die vorgeschlagene Be- 
grenzung der Niveauabsenkung auf 64 % ist vöUig willkürlich 
und entspricht der Logik des „demographischen Faktors" in 
keiner Weise. Die spätere Streichung dieser Grenze ist viel- 
mehr vorprogrammiert, wenn das Prinzip einmal eingeführt ist. 

4. Die durch den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/8011 vorge- 
schlagenen Einschnitte bei der Absicherung des Invahditätsri- 
sikos kappen gleichfalls eine der tragenden Säulen der 
Rentenversicherung, die bekanntlich 1889 als „Invahdenver- 
sicherung" gestartet ist. Auch die hierzu vorgelegten Ände- 
rungsanträge sind reine Kosmetik, die die schlimmen Auswir- 
kungen bei den Invalidenrenten nur optisch abschwächen. 
Weiterhin geplant ist die Anhebung der Altersgrenze für 
Schwerbehinderte auf 63. Damit trägt die Rentenversicherung 
den besonderen Belastungen dieser Gruppe nicht mehr Rech- 
nung. 

Deutüch wird das Ausmaß der Rentenkürzung schon an den 
Gesamtausgaben: 1996 wurden für Renten wegen verminder- 
ter Erwerbsfähigkeit (BU/EU) insgesamt 30,7 Mrd. DM ausge- 
geben, das entspricht etwa 2,0 Prozentpunkten des Beitrags- 
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Satzes. Der Gesetzentwurf beziffert die dauerhaften Ein- 
sparungen auf 1,0 Prozentpunkte, in der jetzigen Fassung 
wären es immer noch 0,8 Prozentpunkte des Beitragssatzes. 
Damit würden immer noch etwa 40 % der heutigen Ausgaben 
der Rentenversicherung zur Absicherung des Invaliditätsrisi- 
kos gekürzt. 

5. Obwohl die Höhe der Abschläge jetzt auf 10,8 % (statt vorher 
18 %) bei einer „vollen Erwerbsminderungsrente" begrenzt 
und die Kürzungen bei den Schwerbehindertenrenten teilwei- 
se zurückgenommen werden sollen, führt das Änderungspa- 
ket insgesamt nur zu geringen Mehrkosten, weil künftig ün 
Grundsatz alle Erwerbsminderungsrenten nur noch befristet 
gewährt werden sollen. Die generelle Gestaltung als Zeitren- 
te bedeutet, daß die Rente erst nach Ablauf von sechs Mona- 
ten nach Eintritt der Invalidität geleistet wird. Faktisch werden 
damit sechs Karenzmonate für die Mehrzahl der EU-Renten zu 
Lasten der Erwerbsunfähigen, bzw. der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung, der Bundesanstalt für Arbeit oder der So- 
zialhilfe eingeführt. 

6. Nach der neuen Systematik bekämen nur „medizinisch 
erwerbsunfähige" Versicherte weiterhin eine „volle" Er- 
werbsminderungsrente, die unter Berücksichtigung der in der 
Beratung vorgenommenen Änderungen bei den Zurech- 
nungszeiten gegenüber der heutigen EU-Rente um rund 7 % 
(bei unter 56jährigen) bis 10,8 % (bei 60jährigen) niedriger aus- 
fiele. Die allgemeine Minderung des Rentenniveaus käme noch 
hinzu. Diejenigen Versicherten, deren Erwerbsunfähigkeit 
nach bisherigem Recht unter „Berücksichtigung der Arbeits- 
marktlage" festgestellt wurde, würden nach der neuen Syste- 
matik nur noch eine halbe oder gar keine Erwerbsminde- 
rungsrente mehr bekommen. Die Berufsunfähigkeitsrente soll 
ohne Übergangsfrist gestrichen werden. Gegenüber dem heu- 
tigen Recht würde der Rentenanspruch damit um 53 % bis 55 % 
(je nach Alter) oder gar um 100 % gekürzt. 
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